Anhang 

	1. ------IND- 2015 0272 S-- DE- ------ 20150603 --- --- PROJET


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes (1991:1559) mit Vorschriften im Bereich der Pressefreiheitsverordnung und des Meinungsfreiheitsgesetzes
Hiermit wird verfügt, dass
 Kapitel 1 § 2 und Kapitel 5 §§ 3, 5 und 9 des Gesetzes (1991:1559) mit Vorschriften im Bereich der Pressefreiheitsverordnung und des Meinungsfreiheitsgesetzes
 folgenden Wortlaut erhalten.
Aktueller Wortlaut
Wortlaut des Entwurfs
Kapitel 1
§ 2
	Die Bestimmungen dieses Gesetzes, die Druckwerke oder das Drucken von Werken regulieren, müssen auch auf andere Werke angewendet werden, die unter die Pressefreiheitsverordnung fallen.
	Die Bestimmungen dieses Gesetzes, die Druckwerke oder das Drucken von Werken regulieren, müssen auch auf andere Werke angewendet werden, die unter die Pressefreiheitsverordnung fallen.

	Die Begriffe Hörfunkprogramm, Datenbank und technische Aufnahme werden in diesem Gesetz im Sinne des Meinungsfreiheitsgesetzes verwendet.
	Die Bestimmung der Begriffe Radioprogramm, Datenbank und technische Aufnahme entspricht derjenigen im Meinungsfreiheitsgesetz. Die Bestimmung des Begriffs „Video-on-Demand“ entspricht derjenigen im Hörfunk- und Fernsehgesetz (2010:696).


Kapitel 5
§ 3

	Wer Hörfunkprogramme öffentlich ausstrahlt, haftet für die Aufzeichnung sämtlicher Programme. Diese Pflicht gilt auch in Bezug auf Hörfunkprogramme gemäß Kapitel 1 § 7 Absatz 2 der Pressefreiheitsverordnung. In Bezug auf Übertragungen, die unter Kapitel 1 § 9 des Meinungsfreiheitsgesetzes bzw. Kapitel 1 § 7 Absatz 2 der Pressefreiheitsverordnung fallen, ist ein Nachweis der jeweils bereitgestellten Informationen ausreichend.
	Wer Hörfunkprogramme öffentlich ausstrahlt oder Video-on-Demand bereitstellt , haftet für die Aufzeichnung sämtlicher Programme. Diese Pflicht gilt auch in Bezug auf Hörfunkprogramme gemäß Kapitel 1 § 7 Absatz 2 der Pressefreiheitsverordnung. In Bezug auf die Übertragungen, die unter Kapitel 1 § 9 des Meinungsfreiheitsgesetzes bzw. Kapitel 1 § 7 Absatz 2 der Pressefreiheitsverordnung fallen, ist ein Nachweis der jeweils bereitgestellten Informationen ausreichend, Video-on-Demand ausgenommen.

	Aufnahmen nach Absatz 1 Satz 1 sind mindestens für einen Zeitraum von sechs Monaten zu archivieren
1. gerechnet ab der Sendung, 
2. bei einer Bereitstellung gemäß Kapitel 1 § 9 Absatz 1 und 2 des Meinungsfreiheitsgesetzes gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem die Information nicht mehr bereitgestellt wird, oder 
3. bei einer Bereitstellung gemäß Kapitel 1 § 9 Absatz 3 des Meinungsfreiheitsgesetzes gerechnet ab dem Abspielen.
Anbieter, die auf fremde Rechnung eine Sendetätigkeit über Satellit betreiben oder Satelliten-Übertragungskapazität zur Verfügung stellen, haften ebenfalls für die Aufzeichnung und Archivierung sämtlicher Programme. Dies gilt jedoch nicht, wenn nach Absatz 1 ein Dritter haftbar ist.
Die Pflicht nach Absatz 1 gilt nicht für die zeitgleiche und unveränderte Wiederausstrahlung von Hörfunkprogrammen über drahtgebundene Netze.


§ 5

	Die Kanzlei des Justizkanzlers hat das Recht, kostenfrei sämtliche Schriften, Hörfunkprogramme oder technische Aufnahmen, die nach §§ 1–4 archiviert wurden, und beglaubigte Abschriften der Inhalte von Hörfunkprogrammen zu erhalten. Die Polizeibehörde muss die Kanzlei des Justizkanzlers auf Verlangen bei der Beschaffung dieser Dokumente unterstützen. Hat die Kanzlei des Justizkanzlers die allgemeine Staatsanwaltschaft gemäß Kapitel 7 § 1 Absatz 1 des Meinungsfreiheitsgesetzes zur Staatsanwaltschaft in Rechtssachen in Bezug auf Verstöße gegen das Gesetz über die Meinungsfreiheit ernannt, gehen die hier genannten Rechte der Kanzlei des Justizkanzlers auf die allgemeine Staatsanwaltschaft über.
	Die Kanzlei des Justizkanzlers hat das Recht, kostenfrei sämtliche Schriften, Hörfunkprogramme, Programme im Video-on-Demand oder technische Aufnahmen, die nach §§ 1–4 archiviert wurden, und beglaubigte Abschriften der Inhalte von Hörfunkprogrammen zu erhalten. Die Polizeibehörde muss die Kanzlei des Justizkanzlers auf Verlangen bei der Beschaffung dieser Dokumente unterstützen. Hat die Kanzlei des Justizkanzlers die allgemeine Staatsanwaltschaft gemäß Kapitel 7 § 1 Absatz 1 des Meinungsfreiheitsgesetzes zur Staatsanwaltschaft in Rechtssachen in Bezug auf Verstöße gegen das Gesetz über die Meinungsfreiheit ernannt, gehen die hier genannten Rechte der Kanzlei des Justizkanzlers auf die allgemeine Staatsanwaltschaft über.


§ 9
	Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Bestimmungen von §§ 1–6 verstößt, wird mit Bußgeld oder mit Haft bis zu sechs Monaten bestraft. Ist der Verstoß geringfügig, darf er nicht gemäß dem vorliegenden Gesetz bestraft werden.
	Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Bestimmungen von §§ 1–6 verstößt, wird mit Bußgeld oder mit Haft bis zu sechs Monaten bestraft. Ist die Tat geringfügig, darf dies nicht gemäß dem vorliegenden Gesetz bestraft werden.

	Die Kanzlei des Justizkanzlers ist die zuständige Staatsanwaltschaft für die in Absatz 1 genannten Verstöße.


                               
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2016 in Kraft.
� Siehe die Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft.


� Gesetz zuletzt herausgegeben als 2002:911.


� Zuletzt geänderte Fassung 2010:1437.


� Zuletzt geänderte Fassung 2014:632.





